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Rede von Landrat Dr. Martin Kistler zur Einbringung des 
Kreishaushalts 2026 am 5.11.2025  
Es gilt das gesprochene Wort 
 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren Kreisrätinnen und 
Kreisräte, 
liebe Kolleginnen und Kollegen der Verwaltung, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, 
 
„Wir Menschen sind nicht gut im Zuhören. Das liegt daran, dass wir 
meist nur in unseren Meinungen und Urteilen bestätigt werden 
wollen.“ Diese Analyse stammt nicht von mir, aber sie trifft eine 
Befürchtung, die ich durchaus teile. Es sind die Worte des Medien-
wissenschaftlers Professor Bernhard Pörksen, der im Oktober zu 
Gast in Schloss Bonndorf war. Zuhören nennt er eine unabdingbare 
Voraussetzung für gesellschaftlichen Zusammenhalt und somit 
auch für die Demokratie.  Er machte dabei ein Paradox aus - 
nämlich, dass alle Gehörtwerden wollen, aber kaum einer noch 
zuhört. Am Ende des Vortrags sagte Pörksen, er bleibe trotz allem 
Optimist, ganz einfach, weil dieser ein besseres Leben habe.  
Nun, liebe Kreisrätinnen und Kreisräte, Sie kennen mich: auch für 
mich gibt es keine vernünftige Alternative zum Optimismus. Diese 
Grundhaltung bedeutet jedoch nicht, dass ich mir keine Sorgen 
mache. Ich bin nun 11 Jahre Landrat und ich stelle fest: es ist etwas 
ins Wanken geraten – oder um es mit dem Bild eines Hauses zu 
sagen: ich mache mir Sorgen, um unser Fundament  - die 
Demokratie - und ich mache mir Sorgen um die Tragfähigkeit 
unsere Stockwerke – insbesondere um das unterste Stockwerk – die 
kommunale Selbstverwaltung und nicht zu vergessen das Dach, 
unter dem wir unser Leben organisieren, nicht jenes aus Holz und 
Ziegeln, sondern jenes, das Solidarität und Gemeinschaftssinn 
bilden. 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
In diesem Jahr haben bis Ende Oktober im Landkreis Waldshut 23 
Bürgerinnen und Bürger ihren 100. Geburtstag gefeiert. Was haben 
diese Menschen, die 1925 geboren sind, erlebt und gesehen? Im 
Schnelldurchlauf: eine Diktatur, einen verheerenden Weltkrieg, den 
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Wiederaufbau des Landes, das Wachsen einer starken Demokratie, 
Naturkatastrophen, wirtschaftliche Höhenflüge, Energie-und 
Finanzkrisen, aber auch die Schwächung der Religion und die 
Stärkung des Individualismus. Wenn Sie alte Menschen fragen, was 
denn früher anders war, dann sagen viele von ihnen: „wir haben 
mehr zusammengehalten“. 
Ich glaube in der Tat, dass in der Entsolidarisierung eine Gefahr für 
unsere Gesellschaft liegt. Heute – so scheint mir – würde die Titanic-
Frage nicht lauten: Wer darf zuerst aufs Rettungsboot? sondern 
vielmehr: Wer schafft es zuerst aufs Rettungsboot? Die, die am 
lautesten klagen? Die, die den größten moralischen Anspruch für 
sich geltend machen können? Oder möglicherweise sogar die, die 
sich die Frage gar nicht erst gestellt haben, sondern einfach 
rücksichtslos Platz genommen haben? 
Politik und Verwaltung neigen dazu, bei den Bürgerinnen und 
Bürger mehr Solidarität einzufordern. Aber sind wir ehrlich: die 
Entsolidarisierung findet mitunter auch auf staatlichen Ebenen statt.  
Wenn der Platz oder genauer gesagt die Mittel knapp werden, 
beginnt der Verteilungskampf, der längst kein faires Aushandeln 
mehr ist, sondern zum gegenseitigen Aufrechnen verkommt. Das 
können wir uns nicht leisten, bleiben wir deshalb als kommunale 
Familie zusammen. 
 
Kürzlich war ich an der Demokratiekonferenz, die alle zwei Jahre 
vom Kanton Aargau und vom Land Baden-Württemberg organisiert 
wird. Zu Gast war dieses Mal der Politikwissenschaftler Herfried 
Münkler. Er sieht die Demokratie von zwei Seiten unter Druck: 1. 
Durch das Ende der wirtschaftlichen Prosperität und 2. Durch einen 
Kulturwandel – der sich darin zeigt, dass Entscheidungen weniger 
auf Grundlage von Fakten gefällt werden – vielmehr sind es 
Stimmungen und Gefühle, die den Entscheidungsprozess 
dominieren.  
Dass wir uns Sorgen um unsere Demokratie machen müssen, hätten 
wir uns vor ein paar Jahren noch nicht vorstellen können. Auch der 
Präsident des Landkreistages, Landrat Dr. Achim Brötel, warnte 
jüngst: „Die Demokratie wird vor Ort gewonnen. Sie kann aber eben 
auch vor Ort verloren gehen.“ Seit Jahren appellieren Gemeinde, 
Städte und Landkreise an Bund und Land nicht immer mehr 
Aufgaben ohne ausreichende Finanzierung nach unten zu 
delegieren. Die kommunale Selbstverwaltung – der Erfolgsfaktor 
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der vergangenen Jahrzehnte   - hat Schlagseite bekommen. Doch 
wir stellen fest: man hört unser Rufen nicht, jedenfalls nicht 
ausreichend. Warnungen verhallen – so als ob Berlin eine Art 
schalldichter Raum sei. 2024 haben die Gemeinden, Städte und 
Landkreise in Baden-Württemberg ein historisches Defizit von 3,1 
Milliarden Euro verzeichnet. Dieses Jahr wird es noch einmal 
deutlich schlechter. Schon jetzt können neun von zehn Landkreisen 
ihre Aufwendungen nicht mehr aus den laufenden Erträgen 
erwirtschaften. Der Landkreis Waldshut ist hier leider nicht die 
Ausnahme – mit rund 7,5 Millionen Euro übersteigen unsere 
Aufwendungen die Erträge. Die Gründe dafür sind dieselben wie in 
den Vorjahren: die hohe Belastung durch die von uns zu tragenden 
Sozialleistungen – an dieser Stelle nenne ich nur die explodierenden 
Kosten in Eingliederungshilfe durch das Bundesteilhabegesetz - 
einerseits und geringere Finanzzuweisungen andererseits. 
Es gibt keinen Sonderfall Landkreis Waldshut – nein, wir sind der 
baden-württembergische Regelfall. Bestes Beispiel ist die Lage der 
Krankenhäuser. Rund 65 % aller Kliniken in Baden-Württemberg 
erwarten 2025 rote Zahlen, die Quote bei den öffentlichen Häusern, 
die auch die Grund- und Regelversorgung leisten und das Rückgrat 
unserer stationären Versorgung sind, ist nochmals deutlich höher! 
Unser Klinikum Hochrhein gehört auch dazu, wenn gleich „wir“ uns 
in den schwierigen Rahmenbedingungen beachtlich gehalten 
haben. Einmalzahlungen von Bund oder Land helfen uns hier nicht 
weiter, wir brauchen echte Strukturreformen, wie wir sie im 
Landkreis ja schon schmerzhaft gemacht haben, die nachhaltig 
wirken. Sie wissen es, liebe Kreistagsmitglieder: auf Dauer können 
die die Defizite der Kliniken nicht auf dem Rücken der Landkreise 
ausgetragen werden. 
Die anderen Teilchenbeschleuniger der finanziellen Schieflage der 
Kommunen sind hinlänglich bekannt: die Eingliederungs-und 
Jugendhilfe, der Rechtsanspruch auf Ganztagsförderung an 
Grundschulen, die Kosten für den ÖPNV respektive das 
Deutschlandticket. Nur damit wir uns recht verstehen: diese sozialen 
Leistungen sind Errungenschaften und die Schwachen, Kranken 
und Alten brauchen den solidarischen Staat. Es kann nur nicht sein, 
dass die unterste Ebene von der Organisation bis zur Bezahlung 
alles erledigt und dabei – als Folgeerscheinung- nur eines gefüttert 
wird: nämlich das Bürokratiemonster. 
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Die nun vom Land in Aussicht gestellten 500 Millionen Euro, die den 
Kommunen zu Gute kommen sollen, sind nur ein kleines Pflaster, 
das die offene Wunde nicht schließt. Der Patient ist seit Jahren 
chronisch krank. Wir brauchen nichts weniger als eine 
Neuausrichtung des Sozialstaates. Ich schließe mich den Worten 
von Steffen Jäger, dem Präsidenten des Gemeindetags, an. Er sagt 
(Zitat): „Die Summe an staatlichen Leistungszusagen hat ein Maß 
erreicht, das mit den verfügbaren Ressourcen nicht mehr erfüllbar 
ist. Wir brauchen eine ehrliche gesamtstaatliche Reform.“ 
Und ich füge hinzu: wir – die kommunale Ebene – wollen uns dabei 
keinesfalls aus der Verantwortung nehmen. Damit das Haus nicht 
einstürzt, braucht es einen Umbau. Wir sind bereit dazu, neu zu 
denken, zu renovieren, wenn es sein muss, auch Wände 
herauszureißen. Wir wollen diesen Umbau – obwohl wir wissen, dass 
ein solcher Prozess Widerstände hervorruft und die 
Besitzstandswahrer laut werden. Wir an der Basis bekommen das 
zuerst zu spüren. Das sollte uns jedoch nicht abschrecken, denn wir 
tun es im Dienste der Allgemeinheit und nicht des Einzelnen. Was 
wir brauchen ist deshalb Standfestigkeit oder um es mit einem 
Modewort zu sagen- mehr Resilienz.   
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
gestern fand in diesem Saal die Einbürgerungsfeier statt. Was 
selten geworden ist, war hier zu hören - nämlich ein Loblied auf 
Deutschland. Eine Frau aus Syrien – sie unterrichtet am Kolleg in St. 
Blasien – die jetzt Deutsche ist, sagte: „Deutschland ist die Heimat, 
die ich gewählt habe. Es ist ein offenes Land. Die Menschen sind 
freundlich und respektvoll. Ein Land, in dem mir immer wieder 
Menschen weitergeholfen haben.“ Wie viele Bürgerinnen und 
Bürger würden das derzeit so beschreiben? 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
es ist wichtig, dass wir uns von der gegenwärtigen Stimmungslage 
nicht mitreißen lassen. Vergessen wir bitte nicht: vieles gelingt! 
 

- Wenn immer mehr Menschen – viele sogar bei guter 
Gesundheit - ein hohes Alter erreichen, 

- wenn ich an gefühlt 50 Vereinsjubiläen teilnehmen konnte  
- wenn unser Alltag sicherer und leichter geworden ist,  



5 

- wenn wir eine Fachhochschule erfolgreich bei uns etablieren 
und  

- wenn wir Gemeindehallen, Feuerwehrhäuser und 
Kindergärten einweihen können, 

dann haben wir - und die Generationen vor uns - vieles 
richtiggemacht.  

 
Das sollten wir nicht aufs Spiel setzen.  
Deshalb sind wir alle gefordert: die Politik, die Verwaltung und die 
Bürger.  
Es ist wichtig, den Menschen zu verdeutlichen: Unser Staat 
funktioniert nicht wie Online-Shopping – nach dem Motto: 
Aussuchen. Anklicken. Bestellen. Auf Dauer kann der Sozialstaat nur 
weiterbestehen, wenn wir wieder mehr die Selbstverantwortung vor 
die staatliche Leistung setzen. Wir müssen ehrlich sein und den 
Menschen sagen: es ist Zeit, Prioritäten zu setzen. Wir können uns 
nicht mehr alles leisten – schon gar nicht eine alle umfassende 
Gerechtigkeit. Ich bin überzeugt, unsere 100jährigen wissen, auf 
was man alles verzichten kann – ohne dabei ein schlechtes Leben 
zu haben.    
 
Liebe Damen und Herren des Kreistags, 
wir – die Kommunen und Landkreise – bilden eine 
Verantwortungsgemeinschaft – und wir haben auch eine 
Vorbildfunktion. Diese Haltung hat uns – die Kreisverwaltung - bei 
der Erstellung des Haushaltsplanes 2026 geleitet. Die 
Sozialausgaben, die wir für die Bürger und Bürgerinnen der 
Gemeinden erbringen, können wir über die Einnahmen nicht 
ausreichend finanzieren. Zugleich wissen wir um die finanziell 
angespannte Lage der Kommunen. Die zu erwartenden 
Steuermehreinnahmen sind nur ein kleiner Hoffnungsschimmer. 
Viele Landkreise sehen deshalb in ihren Planungen eine deutliche 
Steigerung des Hebesatzes vor, manche um bis zu 5 Prozentpunkten 
vor. Das tun wir nicht. Wir planen mit konstantem Hebesatz, der uns 
aufgrund gestiegener Steuerkraft 8 Mio Euro mehr Kreisumlage 
bringt, so dass das Defizit aus der FAG-Umlage einigermaßen 
kompensiert werden kann. Im übrigen haben wir den Haushalt 
gerade im Sozialbereich und bei den weiteren Einnahmen und 
Erstattungen mit einem Optimismus an der Grenze des Vertretbaren 
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errechnet. Und um es mit einer Aufforderung aus der Bibel zu sagen, 
füge ich hinzu: „wer hören kann, der höre und wer sehen kann, der 
sehe“ – nämlich die Bereitschaft der Kreisverwaltung, unsere 
Aufgaben und Ausgaben zu priorisieren und zu bündeln. Unser 
Fokus liegt dabei im Themenfeld Gesundheit und Mobilität. Alle 
anderen Bereiche – wie beispielsweise die Instandhaltung unserer 
Gebäude oder beim Personal, mit Ausnahme des 
allernotwendigsten - haben wir zurückgestellt.  
Ich verspreche Ihnen: Wir stellen den Pragmatismus immer vor die 
Bürokratie und wo wir Handlungsspielraum haben, nutzen wir ihn. 
Sehr geehrte Damen und Herrn, 
Wir wollen nicht das Land der Jammerer und Bedenkenträger sein. 
Ich habe eingangs gesagt, dass ich mir Sorgen mache. Wogegen 
ich mich wehre ist die Angstmacherei. Gegen dieses von 
verschiedenen Seiten geschnürtes Gefühl müssen wir tatkräftig 
antreten. Wir sollten das zermürbende Hin- und Her des 
gegenseitigen Ausspielens beenden und uns auf das konzentrieren, 
was wir gemeinsam leisten können. Gegen die Schwarzmalerei hilft 
keine rosarote Brille, es genügt der Blick auf das, was wir in diesem 
Jahr geschafft haben. Wir haben zugepackt – im wahrsten 
Wortsinne -  dafür stehen die Spatenstiche für die 
Hochrheinelektrifizierung und die Sanierung des Albtals. Zwei 
Kraftakte, die beweisen: Ausdauer und Kooperation zahlen sich aus. 
Die Liste des Erreichten ist noch länger: 

- Minister Lucha hat uns eine weitere Planungsrate von knapp 9 
Millionen Euro für den Bau unseres Klinikums überreicht. 

- Wir haben die Wutachtalbahn reaktiviert 
- Wir haben aus dem Ausgleichsstock für das Jahr 2025 die 

Rekordsumme von 14,350 Millionen Euro für die 
Landkreisgemeinden erhalten. Das ist die zweithöchste 
Summe im Regierungsbezirk Freiburg. 

- Wir haben für unsere Kommunen in einer großen Aktion den 
digitalen Einsatzstellenfunk beschaffen und damit für die 
Gemeinden viel Geld und Arbeit erspart. 

- Wir haben den Katastrophenschutz zu einem 
Kooperationsnetzwerk ausgebaut und optimieren gemeinsam 
mit den Hilfsorganisationen und den Gemeinden die 
Strukturen und damit die Sicherheit im Landkreis. 
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- Rund 60 Studentinnen und Studenten haben an der FHM in 
diesem Jahr ihr Studium aufgenommen. Viele motivierte 
junge Menschen haben außerdem eine Ausbildung im 
Handwerk, Industrie, der Pflege oder der Verwaltung 
begonnen. 

- Wir haben ein Lagezentrum fertiggestellt, mit dem wir gegen 
den Ausbruch von Tierseuchen gewappnet sind. 

- Wir haben die Digitalisierung weiter vorangetrieben. Wir 
nutzen KI zur Effizienzsteigerung. Viele Anträge können digital 
eingereicht werden.  

- Wir vertreten nachdrücklich die Anliegen unserer Region 
gegenüber der Schweiz sei es in Sachen Tiefenlager oder 
Fluglärm. Und unsere Stimme wird gehört. 

- Wir haben in Schloss Bonndorf eine Kulturwoche veranstaltet 
mit ausverkauften Veranstaltungen und einer Ausstellung, die 
im Schnitt täglich über 100 Besucher sahen. Nein, die Liste ist 
noch nicht fertig, aber wir wissen ja: Zuhören ist eine 
Herausforderung. Auf die positive Liste gehört für mich auch 
die Arbeit im Mühlwerk des Alltags – bestehend aus 
Bescheiden, Prüfungen, Genehmigungen und Hilfen, ohne die 
das Rad nicht am Laufen gehalten wird. Dafür danke ich den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Landratsamtes herzlich. 

 
Ich danke auch Ihnen, liebe Mitglieder des Kreistags, dass Sie uns 
tragen, vertrauen und unterstützen. Das macht diese Erfolge 
möglich und ist die beste Voraussetzung, allen Herausforderungen 
zu begegnen. 
 
Liebe Kreisrätinnen, liebe Kreisräte, 
wer bekennender Optimist ist, verliert die Hoffnung nicht. Doch 
hoffen allein reicht nicht aus. Ich halte es deshalb mit dem Stoiker 
Epiktet, der sagt: „Wichtiger als zu hoffen, ist es, der Gegenwart die 
ganze Aufmerksamkeit zu widmen.“ Das möchte ich gemeinsam mit 
Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen des Kreistags und der 
Kreisverwaltung auch im kommenden Jahr tun. Große Aufgaben 
stehen vor uns – noch in diesem Monat wollen wir den Förderantrag 
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für den Neubau des Klinikums beim Land einreichen, in der 
Dezembersitzung des Kreistags die Tiefbau- und  
Erschließungsarbeiten für den Gesundheitspark in Albbruck 
vergeben.  
 
Gehen wir die Zukunft kraftvoll an. 
 
In diesem Sinne bitte ich Sie, den Kreishaushalt 2026 mit einem 
Gesamtvolumen von rund 350 Mio. Euro und die Wirtschaftspläne 
seiner Eigenbetriebe in die zuständigen Ausschüsse zur Beratung zu 
verweisen. 
 
Ich freue mich auf konstruktive Haushaltsberatungen und danke 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
 


